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Liebe Leserinnen und Leser, 

selten war der Ausgang eines politischen Ereignisses so wenig prognostizierbar 
wie der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union. Der 
Brexit wurde weder am ursprünglich beabsichtigten Austrittsdatum 29. März 2019 
noch zur zwischenzeitlich im Raum stehenden Deadline am 12. April 2019  
vollzogen. Stattdessen – und trotz EU-Wahl am 23. Mai 2019 – wurde den Briten 
von den Staats- und Regierungschefs der EU ein Aufschub bis spätestens zum  
31. Oktober 2019 gewährt, um einen geordneten Austritt zu organisieren. Damit 
ist die Gefahr eines Austritts ohne Abkommen („No-Deal-Brexit“) mit seinen un-
übersehbaren Risiken für beide Seiten diesseits und jenseits des Ärmelkanals  
zunächst abgewendet. Eine Prognose über den politischen Ausgang scheint indes 
mit Blick auf die Vielzahl denkbarer Alternativen gegenwärtig kaum möglich. Die 
Bandbreite reicht von Neuverhandlungen des Brexit-Abkommens über ein zweites 
Referendum und/oder Neuwahlen bis hin zu einem „No-Deal-Brexit“.



Vor diesem Hintergrund beleuchtet dieser Alert mögliche 
Auswirkungen auf die IFRS-Finanzberichterstattung, die mit 
dem Brexit – dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus 
der Europäischen Union (EU) – verbunden sein können.

Die Bedeutung des Brexits für die IFRS-Finanzberichterstat-
tung wird ganz maßgeblich von der Art und vom Umfang  
der davon betroffenen Geschäftsbeziehungen, Geschäfts-
modelle und Geschäftstransaktionen bestimmt. Aufsichts-
behörden und andere Stakeholder stellen hohe inhaltliche 
Erwartungen an die Berichterstattung der vom Brexit nicht 
nur unwesentlich betroffenen Unternehmen. Daher müssen 
IFRS-Bilanzierer in ihrer Finanzberichterstattung darauf 
achten, welche Auswirkungen sich auf Bilanzierung, Bewer-
tung und Ausweis (inkl. der Anhangangaben) aus einer 
durch den Brexit geänderten unternehmensspezifischen  
Risikobeurteilung der Geschäftsmodelle und Geschäfts-
transaktionen ergeben. Der Erfassung von Wertminderun-
gen auf Vermögenswerte und der Bildung von Rückstellun-
gen kommt hierbei eine besondere Bedeutung zu.

Der Brexit kann zu nachfolgend beispielhaft aufgeführten 
Risiken führen, die in Abhängigkeit von den Fakten und Um-
ständen im jeweils zu beurteilenden Einzelfall erhebliche 
Auswirkungen auf die IFRS-Finanzberichterstattung entfal-
ten können:
•	 Risiken bezüglich der künftigen Geschäftsentwicklung mit 

Auswirkungen auf Rentabilität und Cashflows:
•	 Rückgang des Industrie- und Verbrauchervertrauens
•	 Beeinträchtigungen von Lieferbeziehungen durch Zoll-

kontrollen und Erhebung von Zöllen
•	 Beeinträchtigungen durch Verlangsamung in der  

grenzüberschreitenden Lieferkette
•	 Verlust von Aufträgen
•	 Beeinträchtigungen durch mögliche Änderungen in der 

Regulierung und der Gesetzgebung, die Geschäftstrans-
aktionen zwischen dem Vereinigten Königreich und 
EU-Ländern künftig einschränken könnten

•	 Risiken bezüglich der Erhebung direkter und indirekter 
Steuern:
•	 Auswirkungen mit Blick auf den geänderten Steuersta-

tus britischer Unternehmen, die ihren Sitz künftig nicht 
mehr in einem EU-Mitgliedstaat haben

•	 Auswirkungen auf unternehmensintern bestehende 
Strategien in der Steuerplanung

•	 Änderungen bei der Festlegung von Umsatzsteuern  
und Einfuhr- und/oder Ausfuhrzöllen 
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•	 Risiken durch Brexit-bedingte unternehmensinterne  
Restrukturierungsaktivitäten (beispielsweise Auslagerung 
von Geschäftsaktivitäten in die übrigen EU-Staaten mittels 
Gründung entsprechender EU-Gesellschaften, Veräuße-
rungen britischer Gesellschaften etc.)

•	 Risiken durch höhere Inflationsraten und Importkosten
•	 Risiken durch volatile Wechselkurse mit Auswirkungen auf 

Währungsumrechnung, Cashflows und Hedging-Strategien
•	 Risiken durch volatile und schwer prognostizierbare Zins- 

bzw. Diskontierungssätze
•	 Risiken bei der Bewertung finanzieller und nichtfinanziel-

ler Vermögenswerte zum beizulegenden Zeitwert
•	 finanzielle Vermögenswerte: vor allem bei der Bewer-

tung von Finanzinstrumenten der zweiten und dritten 
Stufe der Fair-Value-Hierarchie (einschließlich 
Derivaten)

•	 nichtfinanzielle Vermögenswerte: vor allem bei der  
Bewertung von Sachanlagen und als Finanzinvestition 
gehaltenen Immobilien

•	 Risiken bei der Ermittlung des erzielbaren Betrags bei  
der Durchführung des Werthaltigkeitstest mit möglichen 
Auswirkungen auf Geschäfts- und Firmenwerte sowie 
langfristige Vermögenswerte

•	 Risiken durch die steigenden Herausforderungen für  
Unternehmen des Vereinigten Königreichs bei der Anwer-
bung und Bindung von Mitarbeitern mit Schlüsselqualifika-
tionen aus anderen Ländern

•	 Risiken durch veränderte Rahmenbedingungen in der Ab-
wicklung des Zahlungsverkehrs (z. B. Zahlungsverzöge-
rungen mit entsprechenden Working-Capital-Engpässen)

•	 Risiken durch Verlust der EU-Förderungswürdigkeit

Im Folgenden werden zehn Themenfelder der IFRS-Finanz-
berichterstattung dargestellt, die vom Brexit betroffen sein 
könnten und daher, in Abhängigkeit von den relevanten  
unternehmensspezifischen Fakten und Umständen, näher 
analysiert werden sollten.
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Aufsichtsbehörden und andere Stakeholder stellen hohe  
inhaltliche Erwartungen an die Berichterstattung von Unter-
nehmen, deren unternehmensspezifische Geschäftsbezie-
hungen nicht nur unwesentlich vom Brexit betroffen sind. 
Stellt ein Unternehmen fest, dass es vom Brexit wesentlich 
betroffen ist, werden in der IFRS-Finanzberichterstattung 
regelmäßig Anhangangaben zu den konkreten Risiken und 
deren Auswirkungen erforderlich sein. Hierbei könnten auch 
unternehmensseitig ergriffene Gegenmaßnahmen darge-
stellt werden. Durch die mit dem Brexit zwangsweise ver-
bundenen zunehmenden Unsicherheiten in der Bewertung 
kann es ggf. erforderlich sein, die Bandbreiten für möglich 
gehaltener Änderungen im Rahmen von Sensitivitätsanaly-
sen entsprechend auszuweiten und im Anhang anzugeben. 
Diese Angaben sollen den Abschlussadressaten auch ein 
Bild darüber vermitteln, wie das Management mit den er-
höhten Schätzungsunsicherheiten umgegangen ist.

Vor dem Hintergrund der vielfältigen mit dem Brexit verbun-
denen Unsicherheiten ist eine kritische Überprüfung und 
ggf. Anpassung der Anhangangaben im IFRS-Abschluss un-
abdingbar. Dies betrifft u. a. die nachfolgend aufgeführten 
ausgewählten Themenbereiche:
•	 Schätzungsunsicherheiten (IAS 1.125 ff.)
•	 Kapitalmanagement (IAS 1.134 ff.)
•	 Ausfall-, Liquiditäts- und Marktrisiken (IFRS 7.31 ff.)
•	 Wertminderungstest (IAS 36): Schätzungen von erzielba-

ren Beträgen, z. B. im Rahmen von Wertminderungstests 
für Geschäfts- oder Firmenwerte und für immaterielle Ver-
mögenswerte mit einer nicht bestimmbaren Nutzungs-
dauer (IAS 36.134 ff.)

•	 Leasingverhältnisse (IFRS 16): Schätzungen der zu-
grunde liegenden Annahmen (z. B. Leasingdauer) bei der 
Ermittlung der Leasingverbindlichkeiten und Nutzungs-
rechte (IFRS 16.22 ff.)

•	 Ereignisse nach der Berichtsperiode (IAS 10.19 ff.)
•	 weitere Angaben gemäß den anwendbaren Standards 

(z. B. IAS 12, IAS 19 und IAS 37)

1. �Anhangangaben zu Risiken und Schätzungs
unsicherheiten (inklusive Lagebericht und 
Zwischenberichterstattung)

Die mit dem Brexit verbundenen Risiken (und ggf. Chancen) 
sind ergänzend in Abhängigkeit von der individuellen Betrof-
fenheit auch im Lagebericht zu erläutern. Dabei sind die  
potenziellen Auswirkungen des Brexits vollständig, klar, 
übersichtlich und ausgewogen zu erläutern, sodass insge-
samt ein zutreffendes Bild von den voraussichtlichen Risiken 
(und ggf. Chancen) vermittelt wird. Vor diesem Hintergrund 
sind vor allem die folgenden Abschnitte der Lageberichter-
stattung einer kritischen Überprüfung zu unterziehen und 
bedürfen ggf. einer Anpassung:
•	 Wirtschaftsbericht: Erläuterung der mit dem Brexit ver-

bundenen Auswirkungen auf die Geschäftsentwicklung im 
laufenden Jahr

•	 Prognose-, Chancen- und Risikobericht: zukunftsbe
zogene Analyse der mit dem Brexit verbundenen Auswir-
kungen auf die Entwicklung der künftigen Vermögens-,  
Finanz- und Ertragslage des Unternehmens sowie auf die 
Geschäftsmodelle und Geschäftsstrategien

•	 Nachtragsbericht: Darstellung der Ereignisse nach dem 
Abschlussstichtag unter Berücksichtigung der Vorgaben 
in IAS 10 „Ereignisse nach der Berichtsperiode“ 

Im Rahmen einer Zwischenberichterstattung sind gem. 
IAS 34 grundsätzlich diejenigen Ereignisse und Geschäfts-
vorfälle zu erläutern, die für das Verständnis der Verände-
rungen erheblich sind, die seit Ende des letzten Geschäfts-
jahres bei der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Unternehmens eingetreten sind. Bei der Bestimmung von 
Art und Umfang der in einem verkürzten Zwischenbericht 
angabepflichtigen Informationen sind Ermessensentschei-
dungen zu treffen, wobei auch die Erwartungshaltungen  
von Regulatoren und Investoren Berücksichtigung finden 
sollten. Weniger umfangreiche Angaben können dann aus-
reichend sein, wenn die möglichen Auswirkungen des Bre-
xits bereits im letzten vollständigen Abschluss der vorange-
gangenen Jahresperiode ausführlich erläutert wurden oder 
wenn die Auswirkungen nicht von wesentlicher Bedeutung 
für das Unternehmen sind. Mit Blick auf die mangelnde Kon-
kretisierung der Vorgaben in Bezug auf Art und Umfang der 
in einem Zwischenbericht anzugebenden Angaben empfiehlt 
sich unseres Erachtens bei einer wesentlichen Betroffenheit 
der Brexit-Thematik in Zweifelsfällen die Orientierung an 
den oben aufgeführten Angabevorschriften für vollständige 
IFRS-Abschlüsse.
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In Einzelfällen könnten sich bedingt durch den Brexit erheb-
liche Zweifel in Bezug auf die Fähigkeit ergeben, den Ge-
schäftsbetrieb des Unternehmens fortzuführen. Bei der Be-
urteilung dieser sog. Going-Concern-Prämisse sind 
beispielsweise die nachfolgend aufgeführten Risiken in Er-
wägung zu ziehen:
•	 Geringere Rentabilitäten könnten zu signifikant schlechte-

ren Cashflow-Prognosen führen.
•	 Steigende Zinsen könnten zu signifikant steigenden 

Fremdkapitalkosten führen.
•	 Fehlendes Vertrauen könnte die Umschuldungsfähigkeit 

von Unternehmen infrage stellen und die Kapitalaufnahme 
erschweren, vor allem mit Blick auf Unternehmen, die ei-
nen hohen Verschuldungsgrad aufweisen.

•	 Kurzfristige Störungen in der Lieferkette könnten die ope-
rative Geschäftstätigkeit negativ beeinflussen.

•	 Brexit-induzierte Bewertungseffekte (Rückgang von Ver-
mögenswerten oder Anstieg von Verbindlichkeiten, z. B. 
bedingt durch eine Fremdkapitalaufnahme in anderen 
Währungen als dem britischen Pfund) könnten zu unvor-
hergesehenen Verletzungen von Kreditauflagen („Co-
venants“) führen. 

Bestehen erhebliche Zweifel an der Fortführungsfähigkeit 
des Unternehmens, sind diese Unsicherheiten im Anhang 
anzugeben und die Zweifel darzustellen. Kann unter Würdi-
gung sämtlicher Fakten und Umstände nicht mehr von einer 
Fortführungsfähigkeit des Unternehmens ausgegangen wer-
den, ist eine Bilanzierung unter Going-Concern-Prämisse 
nicht mehr möglich.

Bei immateriellen Vermögenswerten, Sachanlagen und 
nach der Equity-Methode bilanzierten Anteilen an assozi-
ierten Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen  
hat ein Unternehmen an jedem Abschlussstichtag einzu-
schätzen, ob Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass ein Ver-
mögenswert wertgemindert sein könnte ( „triggering event 
approach“). Solche Anhaltspunkte können z. B. in einer 
mangelnden Wirtschaftlichkeit von Projekten, Vermögens-
werten oder Geschäftsbereichen oder in einem hinter den 
Erwartungen zurückbleibenden kürzlich erfolgten Unterneh-
menserwerb bestehen. Liegt ein solcher Anhaltspunkt vor, 
ist der erzielbare Betrag des Vermögenswerts (ggf. der  
zahlungsmittelgenierenden Einheit, der dieser Vermögens-
wert zugeordnet ist) zu schätzen und mit seinem Buchwert 
zu vergleichen. Insofern kann der Brexit im Ergebnis dazu 
führen, dass für bestimmte Vermögenswerte ein Anhalts-
punkt für eine Wertminderung gegeben und somit ein Wert-
minderungstest durchzuführen ist.

Demgegenüber sind bei Vorräten an jedem Abschlussstich-
tag Wertminderungsprüfungen durchzuführen. Durch eine 
Brexit-bedingte Erhöhung der Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten (z. B. durch zusätzlich zu aktivierende Zoll
abgaben) oder ein Brexit-bedingtes Absinken der Nettover-
äußerungspreise (z. B. durch sinkende Immobilienpreise  
im Vereinigten Königreich im Rahmen der Bewertung un
fertiger Leistungen einschlägiger Immobilienprojekte)  
erhöht sich das Risiko einer Abwertung, da sich die Wahr-
scheinlichkeit, dass die Anschaffungs- oder Herstellungs
kosten von Vorräten deren Nettoveräußerungswerte über-
steigen, erhöht.

Mit Blick auf den Brexit könnten bei der Bestimmung von  
erzielbaren Beträgen im Rahmen der Durchführung von 
Wertminderungsprüfungen in Abhängigkeit von den spezi-
fischen Fakten und Umständen beispielsweise nachfolgend 
aufgeführte Anpassungen zu berücksichtigen sein:
•	 Anpassung der zugrunde liegenden Cashflow-Prognosen 

mit Blick auf das sich ändernde Geschäftsumfeld:
•	 Überprüfung der kurzfristigen Budgets und Forecasts 

bzw. Prognosen unter Berücksichtigung sich ggf. än-
dernder strategischer Ausrichtungen (z. B. geänderte 
Import-/Export-Annahmen, geänderte Finanzierungs
annahmen, geänderte Leasingstrategien o. Ä.)

•	 Überprüfung der auf historischen Annahmen basieren-
den langfristigen Wachstumsraten

•	 Anpassung der anzuwendenden Diskontierungszinssätze 
mit Blick auf das sich ändernde wirtschaftliche Umfeld

•	 Überprüfung aktueller Annahmen und der Angemessen-
heit historischer Annahmen

•	 Anpassung von Sensitivitätsanalysen, um der mit dem 
Brexit zwangsweise verbundenen Ausweitung der Band-
breiten für möglich gehaltener Änderungen von Annah-
men (bedingt durch entsprechend höhere Volatilitäten 
der Bewertungsparameter) Rechnung zu tragen

2. �Beurteilung der Unternehmensfortführung 
(„Going Concern“)

3. �Wertminderung von nichtfinanziellen  
Vermögenswerten und nach der Equity- 
Methode bilanzierten Anteilen
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Wertminderungen von finanziellen Vermögenswerten sind 
gem. IFRS 9 in Höhe des erwarteten Kreditverlusts zu erfas-
sen („expected credit loss model“). Zu jedem Stichtag muss 
dabei grundsätzlich geprüft werden, ob eine signifikante  
Erhöhung des Kreditrisikos vorliegt. Der Brexit dürfte sich 
im Allgemeinen nachteilig auf das Ausfallrisiko der Ge-
schäftspartner auswirken. Insbesondere bei langfristigen 
Forderungen gilt es zu beurteilen, ob die Geschäftspartner 
einem wesentlichen Risiko ausgesetzt sind und somit eine  
signifikante Erhöhung des Kreditrisikos im Sinne von IFRS 9 
vorliegt. Auch bei Anwendung der vereinfachten Methode 
zur Berechnung der erwarteten Kreditverluste für kurzfris-
tige Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (z. B.  
basierend auf einer Wertberichtigungsmatrix abgeleitet aus 
den bisherigen Erfahrungen mit Kreditverlusten) kann we-
gen des Brexits eine Anpassung der zukunftsbezogenen  
Faktoren erforderlich sein. Wenn Vermögenswerte als  
Sicherheiten hinterlegt wurden, kann eine kritische Über-
prüfung des Werts dieser Vermögenswerte im Rahmen der 
Beurteilung der Wertberichtigungen erforderlich sein.

Die mit dem Brexit verbundenen Unsicherheiten in der  
Bewertung betreffen vorrangig solche Vermögenswerte,  
die mit dem beizulegenden Zeitwert anzusetzen sind. Lässt 
sich der beizulegende Zeitwert auf der ersten Stufe der 
Fair-Value-Hierarchie bestimmen, ist künftig mit volatileren 
Marktpreisen zu rechnen. Bedingt durch den Brexit können 
Bewertungsprobleme insbesondere aber dann auftreten, 
wenn der beizulegende Zeitwert auf der Basis der zweiten 
oder dritten Stufe der Fair-Value-Hierarchie abgeleitet wird. 
Daher ist im Rahmen der Bewertung vor allem den nachfol-
gend aufgeführten Vermögenswerten Aufmerksamkeit zu 
widmen:
•	 finanzielle Vermögenswerte: Finanzinstrumente der 

zweiten und dritten Stufe der Fair-Value-Hierarchie (ein-
schließlich Derivaten)

•	 nichtfinanzielle Vermögenswerte: Sachanlagen (bei  
Anwendung des Neubewertungsmodells) und als Finanz
investition gehaltene Immobilien (vor allem bei Anwen-
dung des Modells des beizulegenden Zeitwerts)

Bei der Bestimmung des beizulegenden Zeitwerts von Ver-
mögenswerten kann sich die Unsicherheit hinsichtlich einer 
angemessenen Bewertung aufgrund möglicher Änderungen 
des Kontrahentenrisikos und der Unsicherheiten darüber, 
welche Bewertungsparameter angemessen sind, deutlich er-
höhen. Die erhöhten Volatilitäten in der Bestimmung beizu-
legender Zeitwerte und die damit einhergehenden Änderun-
gen im Zeitverlauf mit Blick auf die Erfahrungswerte der 
Vergangenheit beeinflussen wiederum Art und Umfang der 
gem. IFRS 13 erforderlichen Angabepflichten. Durch die mit 
dem Brexit zwangsweise verbundenen zunehmenden Unsi-
cherheiten in der Bewertung kann es ggf. erforderlich sein, 
die Bandbreiten für möglich gehaltener Änderungen im Rah-
men von Sensitivitätsanalysen entsprechend auszuweiten 
und im Anhang anzugeben.

Bei Anwendung des Neubewertungsmodells bei Sachanla-
gen ist eine Neubewertung in aller Regel nur alle drei bis 
fünf Jahre notwendig. Als unmittelbare Folge des EU-Aus-
tritts des Vereinigten Königreichs können indes beizule-
gende Zeitwerte und Buchwerte wesentlich voneinander ab-
weichen, wodurch eine erneute Bewertung zwingend 
geboten wäre.

4. �Wertminderung von finanziellen 
Vermögenswerten

5. �Vermögenswerte, die zum beizulegenden 
Zeitwert bewertet werden
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Durch den Brexit sind mit Blick auf die damit verbundenen 
Unsicherheiten künftig volatilere Wechselkurse zu erwarten. 
Diese können erhebliche Auswirkungen haben und ggf.  
sogar System- und Prozessanpassungen im Rahmen der 
Wechselkursumrechnung erforderlich machen. Auch bei  
der Bilanzierung von Sicherungsgeschäften (sog. Hedge  
Accounting) können Brexit-bedingte Anpassungen erforder-
lich sein.

Bei der Umrechnung von Fremdwährungstransaktionen  
und bei Umrechnungen von Abschlüssen in eine andere  
Darstellungswährung als dem britischen Pfund werden aus 
praktischen Erwägungen regelmäßig Durchschnittskurse  
einer Periode verwendet. Bei stark schwankenden Wechsel-
kursen ist die Verwendung von Durchschnittskursen für ei-
nen Jahreszeitraum indes unzulässig. Insofern sind bei stark 
volatilen Wechselkursschwankungen künftig Prozess- und 
Systemanpassungen nicht auszuschließen und es müssen 
feingliedrigere Bestimmungen der Umrechnungskurse (z. B. 
basierend auf Quartals- oder Monatsdurchschnittskursen) 
in Erwägung gezogen werden.

Sicherungsgeschäfte sind im Hinblick auf die mit dem Brexit 
verbundenen Auswirkungen zu überprüfen. Vor dem Hinter-
grund sich ändernder Geschäftspläne und Prognosen sind 
zuvor prognostizierte Transaktionen möglicherweise nicht 
mehr wahrscheinlich. Dies kann dazu führen, dass in der 
Vergangenheit als wirksam klassifizierte Sicherungsbezie-
hungen künftig die Kriterien für eine Sicherungsbeziehung 
nicht mehr erfüllen. Je nach Definition des Sicherungsge-
schäfts besteht überdies das Risiko einer erhöhten Ineffekti-
vität oder sogar der ungeplanten Beendigung der Siche-
rungsbeziehung, z. B. aufgrund von Änderungen des 
Kontrahentenausfallrisikos oder der Art des als Sicherungs-
instrument genutzten Derivats.

Die mit dem Brexit zwangsweise verbundenen zunehmen-
den Unsicherheiten können sich insbesondere auch auf  
den Ansatz und die Bewertung von Rückstellungen (inkl. 
Pensionsverpflichtungen sowie anteilsbasierter Vergütun-
gen mit Barausgleich) auswirken. Die IFRS erfordern eine 
Überprüfung und Anpassung der Rückstellungen zu jedem 
Abschlussstichtag, damit diese die bestmögliche Schätzung 
der Ausgaben widerspiegeln, die zur Erfüllung der gegen-
wärtigen Verpflichtung zum Abschlussstichtag erforderlich 
sind. Schätzungsänderungen sind in der Periode zu erfas-
sen, in der die Änderung eingetreten ist. Mit Blick auf den 
Brexit sind daher die bilanziell erfassten Rückstellungen  
vor allem dahin gehend zu überprüfen, ob Anpassungen  
der nachfolgend genannten Bewertungsparameter erforder-
lich sind:
•	 Cashflows (z. B. mit Blick auf die Annahmen bei der Be-

wertung des Planvermögens oder bei der Bewertung von 
Drohverlustrückstellungen)

•	 Abzinsungssätze (z. B. mit Blick auf das sich ändernde 
wirtschaftliche Umfeld)

•	 sonstige Bewertungsannahmen (z. B. mit Blick auf die 
künftige Inflation und die damit verbundene Sensitivität)

Der Brexit kann Anlass für unternehmensinterne Restruktu-
rierungsaktivitäten sein (z. B. Auslagerung von Geschäfts-
aktivitäten in die übrigen EU-Staaten mittels Gründung ent-
sprechender EU-Gesellschaften, Veräußerungen britischer 
Gesellschaften, Stilllegungen von Geschäftsbereichen im 
Vereinigten Königreich, Änderungen in der Struktur des  
Managements). Eine Restrukturierungsrückstellung ist  
indes nur dann ansatzfähig, wenn eine rechtliche (oder fak-
tische) Verpflichtung besteht, beispielsweise bei Existenz  
eines detaillierten, formalen Restrukturierungsplans sowie 
bei gerechtfertigter Erwartung der Durchführung dieser 
Maßnahmen. Die Bekanntgabe des Restrukturierungsplans 
nach dem Abschlussstichtag und vor der Genehmigung  
des Abschlusses zur Veröffentlichung ist ein „nicht zu be-
rücksichtigendes Ereignis nach dem Abschlussstichtag“ im 
Sinne von IAS 10. Solche Ereignisse unterliegen nur bei  
Wesentlichkeit einer Angabeverpflichtung im Anhang, wobei 
in diesen Fällen sowohl die Art des Ereignisses als auch eine 
Schätzung der finanziellen Auswirkungen anzugeben sind. 
Mit dem Brexit verbundene Restrukturierungsaktivitäten 
könnten überdies Auswirkungen auf die berichtspflichtigen 
Segmente im Rahmen der Segmentberichterstattung gem. 
IFRS 8, auf die Allokation der Geschäfts- und Firmenwerte 
auf die zahlungsmittelgenerierenden Einheiten im Rahmen 
durchzuführender Wertminderungstests gem. IAS 36 sowie 
auf die Klassifizierung, die Bewertung und den Ausweis  
von zur Veräußerung gehaltenen langfristigen Vermögens-
werten und aufgegebenen Geschäftsbereichen gem. IFRS 5 
entfalten.

6. �Wechselkursumrechnung/Bilanzierung 
von Sicherungsgeschäften

7. �Pensionsverpflichtungen und sonstige 
Rückstellungen



In Bezug auf Pensionsverpflichtungen können sich bedingt 
durch den Brexit zusätzliche Unsicherheiten ergeben, da  
die Pensionsrückstellung bilanziell grundsätzlich nur in Höhe 
der Nettoschuld zu erfassen ist, d. h. in Höhe des Barwerts 
der Leistungsverpflichtung abzüglich des beizulegenden 
Zeitwerts des Planvermögens. Der Komplexitätsgrad dieser 
Berechnungssystematik hängt einerseits von der Ausgestal-
tung des Pensionsplans und andererseits von der verwende-
ten Anlagestrategie ab. Mit Blick auf das Planvermögen ist 
es zur adäquaten Beurteilung der Brexit-Auswirkungen bei-
spielsweise von zentraler Bedeutung, in welchem Ausmaß  
in Vermögenswerte investiert wird, die nicht der Stufe 1 der 
Fair-Value-Hierarchie zuzuordnen sind. In diesem Zusam-
menhang sind vor allem die zugrunde liegenden Annahmen 
und Berechnungsparameter (z. B. Diskontierungszinssatz) 
genau auf potenziell sich ergebende Auswirkungen hin zu 
analysieren. 

Bedingt durch den Brexit bedürfen vor allem auch anteils
basierte Vergütungen im Sinne von IFRS 2 einer kritischen 
Überprüfung. Liegt beispielsweise eine anteilsbasierte  
Vergütung mit Barausgleich vor, ist der beizulegende Zeit-
wert neu zu bestimmen und es sind alle Änderungen des 
beizulegenden Zeitwerts erfolgswirksam zu erfassen. Bei 
anteilsbasierten Vergütungen mit Ausgleich durch Eigenka-
pitalinstrumente können volatilere Aktienkurse erhebliche 
Auswirkungen auf die Bilanzierung künftiger Vergütungsver-
einbarungen haben: So beeinflusst die Volatilität der Aktien-
kurse ganz maßgeblich den beizulegenden Zeitwert, der  
am Tag der Gewährung zu bestimmen und im Regelfall über 
den Erdienungszeitraum erfolgswirksam zu erfassen ist.

In Bezug auf die durch den Brexit bedingten Implikationen 
auf die Bilanzierung von Ertragsteuern möchten wir explizit 
auf die folgenden Aspekte hinweisen:
•	 Abgeleitet aus dem Stichtagsprinzip haben Unternehmen 

gemäß IAS 12 ihre tatsächlichen und latenten Steuern un-
ter Anwendung der Steuersätze und Steuergesetze zu be-
werten, die zum Ende der Berichtsperiode gelten oder in 
Kürze gelten werden. Ein Unternehmen, dessen Geschäfts-
jahr beispielsweise am 31. März 2019 endet, darf z. B. nur 
die Steuergesetze anwenden, die zum 31. März 2019 ein-
schlägig sind bzw. waren.

•	 Die sich aus dem Brexit ergebenden Auswirkungen auf 
den Steuerstatus britischer Unternehmen dürfen gemäß 
SIC-25 erst dann berücksichtigt werden, wenn sich dieser 
Status tatsächlich ändert. Mit anderen Worten: Eine Ände-
rung des Steuerstatus nach dem Ende des Geschäftsjah-
res (aber vor der Genehmigung des Abschlusses zur Ver-
öffentlichung) ist ein „nicht zu berücksichtigendes 
Ereignis nach dem Abschlussstichtag“ im Sinne von IAS 10, 
über das bei Wesentlichkeit im Anhang zu berichten ist. 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens solcher Statusänderun-
gen bedarf vor allem einer juristischen Würdigung unter 
Einbeziehung sämtlicher relevanter im Zusammenhang 
mit dem Brexit geschlossener Vereinbarungen. Bestehen 
in Zusammenhang mit dem Brexit Unsicherheiten bezüg-
lich der ertragsteuerlichen Behandlung, sind diese gem. 
IFRIC 23 zu würdigen und bei Wesentlichkeit im Anhang 
anzugeben.

•	 Gemäß IAS 12 ist überdies zu beurteilen, ob latente Steu-
eransprüche die Voraussetzungen für eine Aktivierung er-
füllen. Die Beurteilung der Werthaltigkeit latenter Steuer-
ansprüche auf steuerliche Verlustvorträge erfordert 
regelmäßig eine umfassende Analyse der positiven und 
negativen Hinweise auf die Umsetzung der entsprechen-
den abzugsfähigen temporären Differenzen und damit 
verbunden eine Beurteilung der Wahrscheinlichkeit, dass 
ein ausreichend hohes steuerpflichtiges Einkommen vor-
handen sein wird (steuerliche Planungsrechnung). Ein vo-
latiles Wirtschaftsumfeld erschwert diese Analyse.

8. Bilanzierung von Ertragsteuern
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9. Dividenden

Britische Unternehmen müssen sowohl in dem Abschluss, in 
dem die Dividende berücksichtigt wurde, als auch zum Zeit-
punkt der Dividendenzahlung über ausschüttungsfähige 
Rücklagen verfügen. Gemäß britischem Recht kann die Un-
ternehmensleitung keine Dividenden ausschütten, wenn mit 
hinreichender Sicherheit davon auszugehen ist, dass das 
Unternehmen einen Verlust erwirtschaftet hat oder in Kürze 
Verluste erwirtschaften wird, da ein Unternehmen keine 
Auszahlungen aus dem Kapital vornehmen darf. Vor einer 
Ausschüttung muss die Unternehmensleitung also die Zah-
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lungsfähigkeit und Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeit 
des Unternehmens prüfen. Bei Entscheidungen über Divi-
denden und andere Ausschüttungen muss das Management 
im Rahmen seiner gesetzlichen Pflichten sorgfältig seine An-
nahmen zu den Risiken des Unternehmens im Zusammen-
hang mit dem Brexit analysieren, wenn es beurteilt, ob das 
Unternehmen im entsprechenden Abschluss über ausrei-
chende ausschüttungsfähige Rücklagen verfügt.



Die mit dem Brexit verbundenen Auswirkungen sind nicht 
nur mit Blick auf die IFRS-Finanzberichterstattung im enge-
ren Sinne, sondern ergänzend auch auf den Bereich Trea-
sury Management zu würdigen. In diesem Zusammenhang 
möchten wir auf die folgenden ausgewählten Auswirkungen 
und Herausforderungen hinweisen:
•	 Die Abwicklung des Zahlungsverkehrs wird sich für 

Großbritannien mit dem EU-Austritt erheblich und nach-
haltig verändern, vor allem in Hinblick auf Bankkonten  
und bestehende Cash-Pooling-Systeme. Auch wenn inzwi-
schen Klarheit über den Verbleib Großbritanniens im  
SEPA-Raum herrscht, ist zu befürchten, dass die Nutzung 
vereinfachter konzerninterner Zahlungssysteme (bei-
spielsweise einer Payment Factory) mit Blick auf die  
veränderten rechtlichen Rahmenbedingungen künftig  
einer intensiveren regulatorischen Betrachtung unterliegt 
und in bestimmten Konstellationen ggf. neu strukturiert 
werden muss.

•	 Der Zugang zum europäischen Banken- und Kapital-
markt wird für britische Unternehmen künftig erheblich 
restriktiver sein. 

•	 Die rechtlichen Rahmenbedingungen (inkl. steuerrecht
licher Aspekte) für konzernexterne und -interne Finanzie-
rungen könnten sich mit Vollzug des EU-Austritts ändern 
(beispielsweise relevant bei Cash-Pooling-Verträgen).

•	 Die Erstellung einer akkuraten Liquiditätsplanung als  
Basis einer angemessenen Liquiditätssteuerung dürfte 
mit Blick auf die durch den Brexit erzeugten Unsicher
heiten – insbesondere für kurzfristige Prognosezeiträume 
rund um den Brexit-Termin – deutlich erschwert werden.

•	 Bestehende Strategien für das Währungsmanagement 
könnten sich aufgrund verstärkter Wechselkursvolatilität 
als nicht mehr angemessen erweisen.

•	 Es könnten erhöhte Ausfall- und Settlement-Risiken  
aus Forderungen gegenüber Banken sowie aus Forderun-
gen aus Lieferungen und Leistungen aus dem operativen 
Geschäft zu beobachten sein, insbesondere bei Durchfüh-
rung der Impairment-Tests nach IFRS 9.

Diesen Risiken könnte im Treasury Management beispiels-
weise wie folgt begegnet werden: 
•	 Validierung der eingesetzten Risikomanagementstrate-

gien und -methoden sowie Durchführung von Sensitivi-
täts- und Szenarioanalysen für relevante Zinssätze und  
Währungskurse zur Identifizierung etwaiger Unterneh-
mensrisiken

•	 Identifikation und Entwicklung strategischer und organisa-
torischer Methoden, z. B. Veränderung der funktionalen 
Währung

•	 (Neu-)Aufbau eines Hedge-Accounting-Modells für das 
aktive Management von Zins- und Währungsrisiken

•	 Validierung der etablierten Methoden zur Liquiditätspla-
nung und Erhöhung der Prognosegenauigkeit

•	 Auswirkungsanalyse bezüglich der Kernbanken- und  
Finanzierungsstrategien sowie der Umsetzung alternati-
ver Finanzierungsoptionen

•	 Aufnahme und Durchsicht der Intercompany-Finanzierun-
gen im Hinblick auf Anpassungsbedarf aufgrund sich  
verändernder rechtlicher und steuerlicher Rahmenbe
dingungen

Dieser Alert soll Ihnen Hinweise auf mögliche mit dem 
EU-Austritt des Vereinigten Königreichs verbundene Auswir-
kungen auf die IFRS-Finanzberichterstattung geben und  
Sie für Anpassungen in Bezug auf Bewertung und Ausweis 
(inklusive Anhangangaben) sensibilisieren. Die Bedeutung 
des Brexits für die IFRS-Finanzberichterstattung wird ganz 
maßgeblich von der Art und vom Umfang der davon betrof-
fenen Geschäftsbeziehungen, Geschäftsmodelle und Ge-
schäftstransaktionen bestimmt. Insofern ist eine unterneh-
mensindividuelle Analyse unter Würdigung sämtlicher 
Fakten und Umstände im jeweiligen Einzelfall erforderlich. 
Gerne unterstützen wir Sie dabei.

10. �Besondere Herausforderungen im Treasury 
Management
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